
Derzeit gehören dem Europäischen
Parlament (EP) 785 Mitglieder
an; auf Grund des Vertrags von

Nizza wird das EP nach der Europa-
wahl 2009 auf 736 Mitglieder verklei-
nert. Alle fünf Jahre wird das Europäi-
sche Parlament neu gewählt – dazu fin-
den seit 1979 in allen Mitgliedstaaten
der EU im gleichen Zeitraum direkte
Wahlen statt. Davor wurden die Abge-
ordneten aus den Parlamenten der Mit-
gliedstaaten entsendet. 

Das EP vertritt als „Gemeinschafts-
organ der Europäischen Union“ derzeit
rund 490 Millionen EU-Bürgerinnen

und -Bürger. Jedem EU-Staat kommt
auf Grund von vertraglichen Vereinba-
rungen eine bestimmte Anzahl von Sit-
zen im EP zu; bei der Europawahl
2009 kann Österreich 17 Vertreter in
das Parlament wählen. Nach der Wahl
bilden die aus mehr als 100 nationalen
Parteien kommenden Mandatare keine
Landesklubs, sondern reihen sich in
verschiedene multinationale Fraktionen
des Europäischen Parlaments ein. 

Derzeit bestehen sieben Fraktionen
sowie eine Gruppe Fraktionsloser; zur
Bildung einer Fraktion sind mindestens
20 Mitglieder des EP aus fünf EU-Mit-

gliedstaaten erforderlich. Seit 2004 ist
eine Mitgliedschaft im EP mit einem
Mandat als Abgeordneter in einem na-
tionalen Parlament unvereinbar.

Drei Städte, ein Parlament. Das Eu-
ropäische Parlament ist untrennbar mit
drei Staaten und drei Städten verbun-
den: Seinen primären Sitz hat es in der
französischen Stadt Strassburg, wo
zwölf viertägige Plenarsitzungswochen
pro Jahr stattfinden. Ein weiterer
Standort des Parlaments ist in der bel-
gischen Hauptstadt Brüssel – dort wer-
den Ausschuss- und Fraktionssitzun-
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Europäisches Parlament: Sitze in Strassburg (Frankreich) und Brüssel (Belgien).

Das Europäische Parlament
Bei der Europawahl am 7. Juni 2009 werden in den 27 EU-Mitgliedstaaten die Mitglieder des 

Europäischen Parlaments gewählt. Die Rechte dieser EU-Institution wurden in der Vergangenheit 
wiederholt gestärkt und ausgebaut.

Europawahlen in Österreich
1989 stellte Österreich den Antrag

auf Beitritt zu den Europäischen Ge-
meinschaften. Die Beitrittsverhandlun-
gen wurden im Februar 1993 aufge-
nommen und am 1. März 1994 abge-
schlossen. In einer am 12. Juni 1994
abgehaltenen Volksabstimmung spra-
chen sich rund zwei Drittel der Öster-
reicher für einen Beitritt aus; dieser er-
folgte – gemeinsam mit Schweden und
Finnland – am 1. Jänner 1995.

Die erste Europawahl wurde in
Österreich am 13. Oktober 1996 abge-
halten; der Termin war von den allge-

meinen Europawahlen losgelöst, da
diese erst im Juni 1994 stattgefunden
hatten. Seither wurden zwei weitere
Europawahlen durchgeführt: 1999 und
2004.

Am 7. Juni 2009 wird es den Wahl-
berechtigten in Österreich zum vierten
Mal möglich sein, die (österreichi-
schen) Mitglieder des Europäischen
Parlaments direkt zu wählen. Sollte
der Vertrag von Lissabon in der lau-
fenden Wahlperiode des EP zwischen
2009 und 2014 in Kraft treten, würde
die Zahl der österreichischen Mitglie-
der im Europäischen Parlament von 17
auf 19 aufgestockt werden. 

Der Rat der Europäischen Union
hat im Dezember 2008 die Absicht be-
kundet, die Gesamtanzahl der EP-Mit-
glieder bei einem Inkrafttreten des
Vertrages von Lissabon von 736 auf
754 zu erhöhen. Aus diesem Grund hat
der österreichische Gesetzgeber bereits
im März 2009 Vorsorge getroffen und
ein Bundesverfassungsgesetz be-
schlossen, mit dem besondere Bestim-
mungen für die Neuermittlung der
Verteilung von nach der Wahl der Mit-
glieder des Europäischen Parlaments
2009 zu vergebenden Mandaten durch
die Bundeswahlbehörde erlassen wur-
den.

W A H L  Z U M  E U R O P Ä I S C H E N  P A R L A M E N T



gen, aber auch kürzere Plenartage, ab-
gehalten. Das Generalsekretariat des
EP befindet sich auf dem „Plateau du
Kirchberg“ in Luxemburg; ein zusätzli-
cher Verwaltungssitz findet sich in
Brüssel.

Die Geschäftsordnung enthält nähe-
re Vorschriften zur Organisation und
Arbeitsweise des Parlaments. Wie in
anderen EU-Institutionen werden im
EP in der Regel alle 23 EU-Amtsspra-
chen angewendet. Alle Tätigkeiten des
Parlaments werden von einem Präsi-
denten geleitet, der den Vorsitz in den
Plenarsitzungen führt und den Haus-
haltsplan feststellt. Er ist der institutio-
nelle Vertreter des Parlaments nach
außen und in dessen Beziehungen zu
den anderen Gemeinschaftsorganen. 

Der Präsident wird – wie auch die
vierzehn Vizepräsidenten und die fünf
Quästoren – in der konstituierenden
Sitzung des EP nach der Europawahl in
einer geheimen Abstimmung unter den
Parlaments-Mitgliedern gewählt. Die
Amtszeit beträgt zweieinhalb Jahre, al-
so die Hälfte einer Wahlperiode des
EP, sie kann allerdings  verlängert wer-
den. Das Parlament wird durch einen
vom Präsidium ernannten Generalse-
kretär unterstützt, der für die Verwal-
tung des Parlaments zuständig ist. Er
ist der ranghöchste Beamte des Parla-
ments und leitet das Generalsekretariat
des Parlaments. 

Mitentscheidung über Gesetzesvor-
schläge. Seit 1979 sind die Kompeten-
zen des Europäischen Parlaments suk-
zessive ausgebaut worden. Heute
kommt ihm bei der Verabschiedung al-
ler EU-Rechtsvorschriften („europäi-
sche Gesetzgebung“) eine Mitwirkung
zu, denn das Parlament und der Rat der
Europäischen Union entscheiden ge-
meinsam über Gesetzesvorschläge der
Europäischen Kommission, die das
„Initiativrecht“ für neue Rechtsvorha-
ben besitzt. Abhängig vom Politikbe-
reich und den vertraglichen Bestim-
mungen bestehen folgende Verfahren:
Mitentscheidung, Zustimmung, Zu-
sammenarbeit und Konsultation. Die
Verabschiedung des jährlichen Budgets
der EU in Höhe von 115 Milliarden
Euro ist ebenfalls dem EP und dem Rat
anvertraut.

Das Europäische Parlament muss
seine Zustimmung zu den neubestellten
Mitgliedern der Europäischen Kom-
mission geben und kann auch der
Kommission das Misstrauen ausspre-
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chen – im Sinne von „Checks und Ba-
lances“ eine sensible Funktion. Darü-
ber hinaus wählt das EP den Bürgerbe-
auftragten („Ombudsman“) der EU, der
Bürgerbeschwerden über behauptete
Missstände in den EU-Organen nach-
geht.

Vertrag von Lissabon. Der am 13.
Dezember 2007 von den europäischen
Staats- und Regierungschefs unter-
zeichnete Vertrag von Lissabon sieht
eine erneute Stärkung des Europäi-
schen Parlaments vor; die Kompeten-
zen in Bezug auf die Gesetzgebung,
den Haushalt und internationale Über-
einkommen sollen erweitert werden.
Durch die geplante Ausdehnung des
Mitentscheidungsverfahrens bei der
Beschlussfassung soll zwischen dem
Europäischen Parlament und dem Rat
bei einem erheblichen Teil der EU-
Rechtsvorschriften Gleichberechtigung
gewährleistet sein.         Gregor Wenda

www.europarl.europa.eu
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Kampf gegen Kinder-
pornografie im Internet

Die EU-Kommission verschärft
gemeinsam mit Finanzdienstleis-
tern, Internetanbietern, Strafverfol-
gungsbehörden und Nicht-Regie-
rungsorganisationen den Kampf ge-
gen Kinderpornografie im Internet. 

Federführend bei der „europäi-
schen Finanzkoalition gegen den
sexuellen Missbrauch von Kindern
im Internet“ ist das britische Zen-
trum zum Schutz von Kindern vor
sexueller Ausbeutung CEOP. Wei-
tere Partner sind MasterCard, Pay-
Pal, VISA Europe, Microsoft, Euro-
pol, die italienische Post- und
Kommunikationspolizei, eine Lon-
doner Rechtsanwaltskanzlei und
das internationale Zentrum für ver-
misste und ausgebeutete Kinder
(ICMEC). 

Mit Hilfe der Koalition sollen
Opfer besser geschützt, Straftäter
leichter ausfindig gemacht und die
Gewinne aus den kriminellen Akti-
vitäten eingezogen werden. Der
Kauf von Kinderpornografie per
Kreditkarte oder mit Hilfe anderer
elektronischer Zahlungssysteme
soll verhindert werden.
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